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Inhaltsverlauf 
Inhaltsverlauf 

Inhaltsverlauf 

§ 1: Haftungskonstellationen 

Wir beginnen mit einer Vorstellung der beteiligten Akteure. Die Begriffe 

„Gläubiger“ und „Schuldner“ stellen sich für die Untersuchung als unbrauch-

bar heraus. Stattdessen lernen wir SHYLOCK und ANTONIO kennen, die als In-

teressenträger und Pflichtadressat die Hauptrollen unserer Konstellation be-

kleiden. 

§ 2: Haftungsgefahren 

Da Haftung ein sehr weiter Begriff ist, durchstreifen wir in diesem Abschnitt 

einzelne Haftungssituationen, bei denen das Interesse, eine Haftung zu vermei-

den, besonders hoch ist. Daraus kristallisieren sich die Gründe, aus denen eine 

Haftung als besondere Gefahr für das Vermögen eingestuft wird. 

§ 3: Anknüpfungspunkte der Haftungsvermeidung 

Um eine Haftung zu vermeiden, kann man an verschiedene Elemente der Haf-

tungsbegründung anknüpfen. Um uns dem Phänomen selbstgesetzten Vermö-

gensschutzes zu nähern, untersuchen wir, welche Anknüpfungspunkte sich am 

besten modifizieren lassen und daher am beliebtesten sind. 

§ 4: Das Vermögen als Haftungsgegenstand 

Den unscharfen Begriff des Vermögens betten wir in funktionale Zusammen-

hänge ein. Die für uns wichtigste Funktion des Vermögens ist die eines Haf-

tungsfonds, der bereitsteht, um die rechtliche Lösung eines Interessenkonflikts 

umzusetzen. Dabei erscheinen die Rollen SHYLOCKs und ANTONIOs in einem 

neuen Licht. 

§ 5: Formale Drittinteressen 

Eine dritte Figur jenseits des Haftungsverhältnisses zwischen SHYLOCK und 

ANTONIO betritt die Bühne und wird BUNBURY genannt. BUNBURY ist an AN-

TONIOs Vermögen als Begünstigter, Verwalter oder Widmer beteiligt und steht 

ANTONIO nahe. Aufgrund dieser Vermögensteilhabe stellen sich seine Interes-

sen zwischen SHYLOCKs Haftungsinteresse und ANTONIOs Vermögen. 
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§ 6: Materiale Eigeninteressen 

Hinter BUNBURYs Interessen steht in Wirklichkeit ANTONIO selbst. Wir erkun-

den Wege jenseits der Haftung, auf denen ANTONIO über BUNBURY Vorteile 

seines ursprünglichen Vermögens informal ableiten und dabei seine fortbeste-

hende Vermögensteilhabe verschleiern kann. BUNBURY wird letzten Endes 

zum Phantom. 

§ 7: Staatliche Interessen 

Staatliche Regelungsmodelle wägen zwischen SHYLOCKS Haftungsinteresse 

und BUNBURYS Begünstigungsinteresse ab. Sogenannte Offshore-Staaten bie-

ten ANTONIO ein für BUNBURY und damit ihn selbst günstiges Abwägungser-

gebnis an. ANTONIO handelt daher mit diesen Staaten aus, dass ihr Recht ange-

wendet wird und ihn gegenüber anderen Staaten schützt. 

§ 8: Restitution der Haftungsmasse 

Wir denken mit SHYLOCK darüber nach, wie sich das Hindernis aus BUNBURYS 

Interessen überwinden lässt, das den Zugang zu ANTONIOS Vermögen ver-

sperrt. Dabei stoßen wir jenseits der Haftung ANTONIOs auf ein neues Haf-

tungsverhältnis zwischen SHYLOCK und BUNBURY, der als Komplize für den 

Ausfall ANTONIOs haften könnte. 

§ 9: Prävention der Haftungskonkurrenz 

Jenseits einer nachträglichen Korrektur versuchen wir hier bereits im Vor-

hinein zu verhindern, dass Drittinteressen eine Haftung verdrängen. Dazu lie-

fern wir den Beteiligten die nötigen Informationen über ANTONIOS Vermö-

gensverhältnisse und bedrohen diejenigen, die nicht danach handeln, mit Sank-

tionen. 

§ 10: Defizite des Haftungsschutzes 

Mit Hilfe taktischer Finessen gelingt es ANTONIO, sein Vermögen auch jenseits 

restitutiver und präventiver Schutzmechanismen zu platzieren. Bei der Analyse 

seiner Taktik stoßen wir auf fundamentale Paradoxien rechtlicher Prüfung, die 

sich ANTONIO zunutze macht. 

§ 11: Interesse an Haftungsvermeidung 

Wir begeben uns in die Perspektive ANTONIOs und beschäftigen uns mit der 

Frage, ob es ein Interesse an Haftungsvermeidung jenseits einer endgültigen 

staatlichen Haftungsentscheidung gibt. Es zeigt sich, dass ANTONIOS Haf-

tungsangst auf einigen Denkfehlern beruht. 



 Inhaltsverlauf IX 

§ 12: Interessen an autonomer Vermögensverwaltung 

ANTONIO beruft sich darauf, sein Vermögen für sich, seine Familie oder zu 

wirtschaftlichen Zwecken einzusetzen und es geheim halten zu wollen. Diese 

Interessen führen uns zu außerrechtlichen Regelsystemen, die einen Geltungs-

anspruch jenseits rechtlicher Haftung erheben. 

§ 13: Das Geschäft mit der Haftungsangst 

ANTONIOS Berater und Gesetzgeber kommen zu Wort als Vertreter einer Bran-

che, die den Vermögensschutz zum Geschäftsmodell macht. Dabei stoßen wir 

auf zweifelhafte Praktiken und gelangen zu fremden Ufern jenseits heimischer 

Küsten. 

§ 14: Haftung als Kehrseite des Vermögens 

Jenseits konkreter Haftungsinteressen SHYLOCKS fragt sich, ob eine Haftungs-

flucht unzulässig in den Gleichlauf von Vermögensvorteilen und -nachteilen 

eingreift. In diesem Zusammenhang versuchen wir aufzuschlüsseln, welche 

Nachteile ANTONIO selbst für seinen Vermögensschutz in Kauf nimmt und 

wann der Schutz sich demnach lohnt. 

§ 15: Steuerung durch Haftung 

Hier geht es um die Fernwirkungen eines Haftungsausfalls im Hinblick darauf, 

wie eine Haftung das menschliche Verhalten steuert. Jenseits konditionieren-

der Haftungsmodelle entdecken wir subtilere Reaktionen eines Haftungsadres-

saten und nehmen auch Wirkungen auf andere Beteiligte in den Blick. 

§ 16: Umverteilung durch Haftung 

Hier geht es um die Fernwirkungen eines Haftungsausfalls im Hinblick darauf, 

wie eine Haftung Aufgaben, Ressourcen und Risiken verteilt. Jenseits der haf-

tungsimmanenten Vermögenszuweisung zeichnen wir die Abhängigkeitsver-

hältnisse nach, über die ein Haftungsausfall gesellschaftsweite Wellen schla-

gen kann. 

§§ 17–19: Zugriffs-, Nachweis- und Rechtswahlprobleme 

Den Abschluss bildet eine Collage aus Lösungsvorschlägen zu den fünfzehn 

wichtigsten Problemen, die wir auf unserem Weg aufgelesen haben und in drei 

Kategorien einordnen können. Jeder Vorschlag lässt sich meist in unterschied-

lichen rechtlichen Konstruktionen umsetzen, die bereits vorhanden sein kön-

nen oder neu zu errichten sind. 
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Legende 

Den Tod der Haftung prophezeite Lynn LoPucki im Jahr 1996.1 Die Todesur-

sache: Rechtliche Konstruktionen, mit denen findige Berater das Vermögen 

ihrer Mandanten dem Haftungszugriff entziehen – im Fachjargon Asset Pro-

tection oder Judgment Proofing. Dieser Diagnose möchte ich in sechs Kapiteln 

nachgehen, die sich in neunzehn Abschnitte auffächern. Als Ausgangspunkt 

dienen mir die Symptome, die sich in verschiedenen Rechtsordnungen zeigen 

und die ich nach rechtsvergleichend-funktionalen Kriterien systematisieren 

will (Kapitel 1–3). Um daraus eine Diagnose abzuleiten, ordne ich Entste-

hungsgründe und Fernwirkungen ein und bewerte sie (Kapitel 4–5). Aus die-

sem Befund entwickle ich abschließend als Therapie Lösungsansätze zu den 

aufgeworfenen Problemen (Kapitel 6). 

Die Abschnitte (§§) lassen sich nicht nur linear, sondern in anderen Reihen-

folgen und auf verschiedene Arten lesen, die Wegen auf einer Karte gleichen. 

Beispielhaft sind etwa folgende Routen denkbar: 

− Um sich mit einzelnen rechtstechnischen Gestaltungen zu befassen: 

§§ 5 – 6 – 7 – 8 – 9 – 17 – 18 – 19 

− Um sich mit Gegenmitteln gegen Asset Protection zu befassen: §§ 8 – 9 – 10 

– 17 – 18 – 19 

− Um sich mit den rechtstheoretischen Grundlagen des Themas zu befassen: 

§§ 4 – 10 – 11 – 12 – 13 – 14 – 15 – 16 

− Um sich mit der Ausnutzung und Bewältigung von Informationsdefiziten zu 

befassen: §§ 6 III – 9 I – 10 II – 12 IV – 18 

− Um sich mit international-privatrechtlichen Fragen zu befassen: §§ 7 – 10 

III – 13 II – 19 

− Um sich mit den rechtssoziologischen Hintergründen des Themas zu befas-

sen: §§ 6 I 1 – 12 – 17 II 

− Um sich mit berufsrechtlichen Fragen zu befassen: §§ 2 III – 8 III 3 – 13 I 

– 14 II – 17 IV 

− Um möglichst schnell ein Gesamtbild zu erhalten, empfiehlt es sich, die Zu-

sammenfassungen am Ende jedes Abschnitts zu lesen. 

− Im letzten Kapitel (§§ 17–19) lassen sich die jeweiligen Lösungsansätze zu 

einem Problem isoliert lesen. 

 
1 LoPucki, The Death of Liability. 
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− Für eine unterhaltsame Fahrt, die an den eindrucksvollsten Sehenswürdig-

keiten vorbeiführt, empfiehlt es sich, die Einleitungen zu jedem Kapitel und 

Abschnitt zu einer Lektüre zusammenzufassen. 

− Verweise zweigen gewissermaßen in Seitengassen ab, die auf andere Routen 

führen. 

Folgende Kennzeichen strukturieren den Text: 

 Beispiele, Ergänzungen und Details finden sich auf grauem Unter-

grund. 

↑↓ Pfeile verweisen im Text zurück oder nach vorne. 

1 Fußnoten verweisen auf andere Werke und beinhalten keinen eigen-

ständigen Inhalt. 

vgl. markiert den Verweis auf einen stärker abweichenden Kontext. 

BGB Deutsche Normtexte werden mit ihren amtlichen Abkürzungen zi-

tiert, ebenso deutsche Gerichte. 

USA Bei ausländischen Normtexten und Gerichten kennzeichnet ein Län-

dercode nach ISO-3166-1 die Rechtsordnung, der sie entstammen. 

Teilrechtsordnungen ergeben sich aus der jeweiligen Textbezeich-

nung. 

Fiktive Namen und verallgemeinerte Personenbezeichnungen (etwa Gläubiger, 

Schuldner und ähnliche) sind als Rollen zu verstehen, die Personen jedweden 

Geschlechts übernehmen können. Bei Namen wird diese Funktion durch die 

Setzung in KAPITÄLCHEN angezeigt. Betonte Wörter und fremdsprachige Be-

griffe sind kursiv gesetzt. Farbversionen der Grafiken finden sich in der digi-

talen Fassung. 

Herzlichst danken möchte ich meinem Doktorvater Professor Dr. Anatol 

Dutta, Professor Dr. Dr. h. c. Peter Kindler für das Zweitgutachten, Professor 

Dr. Abbo Junker für die Durchführung der mündlichen Prüfung, Rechtsanwalt 

Martin S. Kenney für Einblicke in die Praxis sowie meinen Kolleg:innen und 

Freund:innen, insbesondere Dr. Tatjana Tertsch und Korbinian Ippisch. Unter-

stützt wurde die Umsetzung dieses Buches durch die Studienstiftung des deut-

schen Volkes, die Johanna und Fritz Buch Gedächtnis-Stiftung und die Hel-

muth M. Merlin Stiftung, denen dafür ebenfalls mein Dank gebührt. 

 



Kapitel 1 

Vermögen und die Haftungsfabrik 
Kapitel 1: Vermögen und die Haftungsfabrik 

Eine Straße. Vor einem Laden hat sich ein Menschenauflauf gebildet. In den 

beiden Schaufenstern wirbeln rätselhafte Bewegungen durcheinander. An-

tonio, ein stadtbekannter Kaufmann, und Shylock, ein Bankdirektor mit Hang 

zur Pedanterie, stehen zusammen am Rande des Spektakels. 

Shylock: Wissen Sie vielleicht, was hier verkauft wird? 

Antonio: Es heißt, mit den Produkten von Strepsiades bräuchte man nicht 

mehr zu haften. 

Shylock: Man kann damit jegliche Haftung vermeiden!? 

Antonio: Pst, nicht so laut! Sie nennen es lieber „Vermögensschutz“ oder 

noch besser „Asset Protection“. 

Shylock: Und wer sind diese Leute, die dort in den Fenstern herumtänzeln? 

Antonio: Sie spielen die Rollen, die in einer Haftungskonstellation zu beset-

zen sind (dazu § 1). Dort, sehen Sie, wie ihm der Abgrund der Haftung über-

haupt keine Angst macht! 

Er deutet auf das linke Schaufenster, hinter dem ein Akrobat in etwa fünf 

Metern Höhe seelenruhig über ein Seil schlendert, mal an einer Stelle in die 

Luft springt oder ein Rad schlägt. 

Shylock: Das ist beeindruckend, aber einen Abgrund kann ich nicht erken-

nen. 

Antonio: Da haben Sie wohl noch nie ernsthaft gehaftet. Es gibt einige Haf-

tungsgründe, die zu wahren Abgründen werden können (dazu § 2). 

Shylock: Also gut, und wie funktioniert ein solcher Vermögensschutz? 

Antonio: Zunächst einmal kann man natürlich an verschiedenen Schrauben 

im Inneren des Haftungsapparats drehen (dazu § 3). Schon viele haben ihr Ver-

mögen verschwinden lassen, es dann aber selbst nicht mehr gefunden. Da, ha-

ben Sie das gesehen? 

Schon seit einiger Zeit rätselten viele der Umstehenden über das Geschehen 

im rechten Schaufenster, in dem eine vornehm gekleidete Frau bunte Papier-

streifen faltete, rollte, knitterte und wickelte, um damit einen Gegenstand zu 

verpacken, der – wie es schien – bereits mehrfach verpackt war. Da zieht sie 

an einer kleinen Schlaufe, die sich in einer dünnen Schnur fortsetzt, bis daran 

eine wunderschöne rote Rose unter all den Verpackungsschichten hervor-

kommt. Aus der Menge ertönt Beifall. 

Antonio: Strepsiades hat eine Technik entwickelt, mit der sich das Vermö-

gen so verpacken lässt, dass man nur selbst noch herankommt. Soweit ich weiß, 
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spaltet er die Komponenten, aus denen das Vermögen besteht (dazu § 4). Aber 

jetzt kommt er ja selbst heraus! 

Ein charismatischer Mann mit glatt überkämmtem Seitenscheitel tritt vor 

die Ladentür und besänftigt mit einem nickenden Lächeln die jubelnde Menge, 

ohne sich dabei allzu große Mühe zu geben. Als er die Stimme erhebt, wird es 

schlagartig still. 

Strepsiades: Meine Damen und Herren, ich bin überwältigt und möchte 

mich bei Ihnen mit einem ganz besonderen Geschenk bedanken. Unter allen 

Besuchern meines Ladens verlose ich fünf Eintrittskarten, mit denen Sie an 

einer Führung durch meine Fabrik teilnehmen. Ich werde Ihnen persönlich al-

les zeigen und Sie dürfen alles ausprobieren. Achten Sie also darauf, ob sich in 

dem Umschlag, den Sie am Eingang erhalten, eine goldene Eintrittskarte be-

findet! 
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§ 1: Haftungskonstellationen 

Im Vordergrund jeder Haftung und damit auch der Haftungsvermeidung steht 

ein Zwei-Personen-Verhältnis, nämlich das Haftungsszenario zwischen einem 

Gläubiger und einem Schuldner. Hierbei kann es sich nicht nur um eine bereits 

eingetretene Situation handeln, sondern auch um ein zukünftiges Haftungssze-

nario mit einem potenziellen Gläubiger, für das ein potenzieller Schuldner Vor-

sorge treffen will. Schon aus diesem Grund eignen sich die konventionellen 

Bezeichnungen als Gläubiger und Schuldner für den weiteren Verlauf unserer 

Untersuchung nur bedingt. Auch decken sich Gläubiger und Schuldner nicht 

notwendig mit den Personen, deren Verhalten und Interessen die Haftung be-

gründen. Daher will ich ein konzeptionelles Gerüst vor die Klammer ziehen, 

das Haftungskonstellationen jenseits der vorgeprägten Label beschreibt. Die 

eigentlichen Hauptrollen des Haftungsszenarios finden wir im Hintergrund: 

Auf der einen Seite steht der Träger des Interesses, das im Wege der Haftung 

geschützt werden soll (dazu I). Auf der Gegenseite steht der Adressat einer 

Pflicht, dessen Verhalten zum Schutz eines Interesses gesteuert wird (dazu II). 

Staatliche Stellen prüfen Pflichten und Verhalten und reagieren auf Verstöße 

(dazu III). Interessenträger und Pflichtadressat können als Hauptfiguren zu-

gleich auch die Rollen von Gläubiger und Schuldner einnehmen, sie aber auch 

„Nebendarstellern“ überlassen (dazu IV). 

I. Interessenträger als Haftungsbegünstigte 
I. Interessenträger als Haftungsbegünstigte 

Jede Haftung dient dazu, das Interesse einer oder mehrerer Personen zu för-

dern. Besteht kein funktionierendes Haftungssystem oder wird es manipuliert, 

so geht das zu Lasten dieser Personen als Interessenträger. 

Ein einzelnes Interesse näher zu bestimmen, fällt teilweise schon den Inte-

ressenträgern selbst schwer, ganz zu schweigen von Außenstehenden, in erster 

Linie Rechtssetzern und -anwendern, die sich im besten Fall auf eine Aussage 

des Interessenträgers stützen können oder von ihren eigenen Interessen auf die 

eines Betroffenen schließen können. Dennoch steht fest, dass alle Menschen 

Bedürfnisse, Wünsche, Motivationen, Ziele haben, die ihnen wichtig sind,1 die 

für sie „den Unterschied machen“ (inter-esse)2. Erst eine Haftungsentschei-

dung sortiert dieses Interessengeflecht, setzt verschiedene Interessen zueinan-

der ins Verhältnis, wägt sie ab, gewährt einem Interesse den Vorrang und 

 
1 Vgl. Ihering, Der Geist des römischen Rechts III, S. 317: „Nutzen, Gut, Werth, Genuß, 

Interesse“, „Bedürfnisse“, „Zwecke“ als zentrale Momente des Rechts. 
2 Zum Ursprung des Interessenbegriffs in der Kaufmannssprache Mauss, Essai sur le 

don, S. 176. 



4 § 1: Haftungskonstellationen  

macht das Interesse zu einem „schutzwürdigen“ oder „beachtlichen“ Interesse, 

wie es dann häufig genannt wird.3 

Einzelne Haftungsmodelle teilen Interessen ein nach Interessenträger, Zeit-

punkt, Dauer und abstraktem Rangverhältnis: Handelt es sich um ein und das-

selbe Interesse, das viele Menschen teilen oder ist es individuell ausgeprägt? 

Besteht es kurzfristig, in bestimmten Situationen oder über längere Zeiträume, 

vielleicht sogar über das gesamte Leben hinweg? Welchen Stellenwert hat ein 

solches Interesse für die meisten Menschen? So kann eine Rechtsordnung ge-

nerelle Interessen, die von vielen Menschen über längere Zeiträume geteilt 

werden, abstrakt-typisierend unter Schutz stellen,4 während individuelle Be-

dürfnisse erst konkret artikuliert werden müssen5. 

Bezüglich des Objekts eines Interesses kann unterschieden werden danach, 

ob es sich auf einen ganz bestimmten Gegenstand bezieht als Naturalinteresse 

oder lediglich als Monetärinteresse auf einen abstrakten Wert oder Vorteil, des-

sen Umfang sich in Geld messen lässt.6 Schließlich kann man untersuchen, wie 

sich die Interessen ein- und derselben Person zueinander verhalten. So lassen 

sich übergeordnete Ziele unterscheiden von Zwischenzielen, die nur für das 

übergeordnete Ziel erreicht werden sollen.7 Ein Sonderfall solcher dienenden 

Interessen liegt vor bei Interessen an Informationen, die zur Durchsetzung an-

derer Interessen benötigt werden. 

Fällt die Haftung einer Person komplett aus, trifft das verschiedene ge-

schützte Interessenträger in unterschiedlichem Maße. In diesem Fall kann es 

also erforderlich werden, die haftungsgeschützten Interessen auf der Aktivseite 

zueinander ins Verhältnis zu setzen, die bereits Vorrang vor den Interessen auf 

der Passivseite genießen. Das Insolvenzrecht knüpft dabei in erster Linie an 

die Haftungshöhe, aus der sich die Insolvenzquote ergibt,8 unterscheidet dar-

über hinaus aber auch zwischen verschiedenen Gläubigergruppen nach den da-

hinterstehenden Interessen9. 

II. Pflichtadressaten als Haftungsbelastete 
II. Pflichtadressaten als Haftungsbelastete 

Zum Schutz der als vorrangig eingestuften Interessen steuert eine Pflicht das 

Verhalten einer Person, deren Interessen zurücktreten.10 Als Pflichtadressaten 

stehen sie gewissermaßen auf der Passivseite der Haftung. 

 
3 Clemens, Strukturen juristischer Argumentation, S. 104 f. 
4 Etwa durch § 823 BGB sowie die Straftatbestände des StGB. 
5 Etwa durch individuelle Verträge, auf denen eine vertragliche Haftung aufbaut. 
6 Vgl. Jansen, Die Struktur des Haftungsrechts, S. 62 ff. 
7 Clemens, Strukturen juristischer Argumentation, S. 104. 
8 Vgl. § 195 InsO. 
9 Vgl. etwa §§ 39, 55, 100 InsO. 
10 Clemens, Strukturen juristischer Argumentation, S. 97. 
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Die dabei vorgeschriebene Handlung beschreibt den Beitrag, den der 

Pflichtadressat zum Schutz des vorrangigen Interesses zu leisten hat, oder auch 

einen Aufwand, der bloß die Interessenbeeinträchtigung erschwert, wie etwa 

umfangreiche Dokumentationspflichten oder Formvorschriften, die abschre-

ckend oder entschleunigend wirken können. 

Verhält sich der Pflichtadressat so, wie es die Rechtsordnung angestrebt hat, 

ist das Ziel erreicht und es bedarf keiner weiteren Schritte. Ein solches pflicht-

gemäßes Verhalten kann auf drei verschiedenen Haltungen des Adressaten be-

ruhen: Er könnte die hinter der Pflicht stehende Interessenabwägung nachvoll-

zogen und ihr Ergebnis eingesehen haben (intrinsische Motivation). Möglich 

ist auch, dass er die Verhaltensanordnung schlicht hinnimmt und seine Gegen-

interessen gleichgültig aufgibt (indifferente Motivation). Drittens könnte er 

weitere Schritte fürchten, die das Ziel des Interessenschutzes zu seinem Nach-

teil fördern sollen (extrinsische Motivation). 

Verhält sich der Pflichtadressat nicht so, wie erstrebt, kann die Rechtsord-

nung auf diesen Pflichtverstoß mit drei verschiedenen Mitteln reagieren: es bei 

dem in der Pflichtaufstellung enthaltenen Appell belassen, dem Pflichtadressa-

ten zusätzliche Anreize zur Pflichterfüllung in Aussicht stellen oder solche An-

reize verwirklichen. Anreize zum gewünschten Verhalten beziehen sich auf In-

teressen des Pflichtadressaten und können entweder in einer Förderung seiner 

Interessen für den Fall der Pflichterfüllung oder in einer Beeinträchtigung sei-

ner Interessen für den Fall des Pflichtverstoßes bestehen, also in einer Beloh-

nung oder einer Bestrafung. In theoretischer Hinsicht unterscheiden sich die 

beiden Alternativen nur in ihrer sprachlichen Form. Denn das Ausbleiben von 

Bestrafung kann ebenso als Belohnung angesehen werden wie das Ausbleiben 

von Belohnung als Bestrafung. In der Wahrnehmung des Adressaten können 

sie hingegen unterschiedlich wirken und damit auch unterschiedliche Effekte 

erzeugen (dazu noch ↓ § 15 I 1).11 

Damit der Anreiz solcher Reaktionen schon vor einem erstmaligen Pflicht-

verstoß wirkt, stellt die Rechtsordnung sie häufig schon in Aussicht, bevor ge-

gen die Pflicht verstoßen wird. Frühestens kann die Reaktion zusammen mit 

den gesetzlichen Vorgaben zur Pflichtenbegründung angekündigt werden, wie 

es in Straftatbeständen der Fall ist. Aufgrund der Vielzahl an erfassten Fällen 

beschränkt sich die Ankündigung hierbei auf grobe Umrisse. Erst wenn eine 

Prüfungsinstanz für einen konkreten Fall entscheidet, ob eine Pflicht besteht, 

kann sie die Reaktion auf einen Pflichtverstoß konkret in Aussicht stellen. 

Droht man einen Nachteil an oder verspricht einen Vorteil, muss man die 

Ankündigung zumindest in einigen Fällen auch in die Tat umsetzen, also bei 

Pflichtverstoß einen Nachteil zufügen oder einen Vorteil bei Pflichterfüllung 

gewähren, um zu zeigen, dass die Ankündigung ernst gemeint war. Auch ohne 

vorheriges konkretes Androhen oder Versprechen kann sofort mit Strafe oder 

 
11 Vgl. Kahneman, Thinking, fast and slow, S. 300 ff. 
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Belohnung reagiert werden, wie etwa bei den meist schwerer wiegenden 

Pflichtverstößen des Strafrechts, bei denen nur eine Aussetzung der Strafe zur 

Bewährung noch der konkreten Androhung gleichkäme. 

Statt eines unmittelbaren Nachteils können dem Pflichtadressaten auch neue 

Pflichten auferlegt oder im Sinne einer Obliegenheit Rechte genommen wer-

den. Als Vorteile kommen spiegelbildlich die Befreiung von Pflichten oder die 

Gewährung von Rechten in Betracht. Dieser neuen Rechte- und Pflichtenlage 

liegt weiterhin die ursprünglich pflichtenbegründende Interessenabwägung zu-

grunde, erweitert um die Tatsache der bislang mangelnden Pflichterfüllung. 

Mittelbar führen diese Rechte und Pflichten wiederum dazu, dass als Reaktion 

auf ihre Nichtbeachtung die dargestellten Mittel der Belohnung oder Bestra-

fung und ihrer Ankündigung folgen können. Denkbar ist somit ein infiniter 

Regress immer neuer Pflichten, die auf den Verstoß gegen eine vorhergehende 

Pflicht folgen. Beendet wird diese Schleife entweder durch Abbruch, das heißt 

keiner weiteren Reaktion, oder dadurch, dass der Adressat verpflichtet wird, 

Nachteile zu dulden, deren er sich nicht erwehren kann – sozusagen durch ein 

Angebot, das er nicht ablehnen kann. 

Eine Bestrafung besteht immer darin, dass dem Pflichtenadressaten ein 

Nachteil zugefügt wird. Da er hierfür zum Beispiel in Haft genommen werden 

kann und in früheren Zeiten die Haft als zentrales Sanktionsmittel vorgesehen 

war,12 spricht man von der Tatsache, dass jemandem wegen eines Pflichtver-

stoßes ein Nachteil zugefügt werden soll, derart, dass man feststellt: „Er haf-

tet.“ Aus historischen Gründen wird diese Formulierung wiederum inkonse-

quent angewandt. Sie hat sich lediglich im Bereich ganz bestimmter Sanktio-

nen etabliert, die verhängt werden, nämlich der Sanktionen, die die frühere 

Verhängung von Haft ersetzt haben.13 Dabei handelt es sich überwiegend um 

Sanktionen des Privatrechts, während bei strafrechtlicher Sanktion selten von 

der Haftung für eine Straftat die Rede ist. Die heute mit Abstand gebräuch-

lichste Form der Sanktion besteht in dem Nachteil, einen Geldbetrag zu zahlen. 

Aufgrund der Wandlung von der Personalvollstreckung zur Realvollstreckung 

ist in diesem Zusammenhang davon die Rede, dass „das Vermögen haftet“.14 

III. Staatliche Prüfstellen 
III. Staatliche Prüfstellen 

Für die Ermittlung der Umstände sowie die Abwägung der Interessen bedarf 

es einer Prüfungsinstanz, wie sie beispielsweise in Form von Behörden und 

Gerichten institutionalisiert ist. Der Gesetzgeber hingegen entscheidet ohne 

 
12 Kaser, Römisches Privatrecht I, S. 137 f.; von Gierke, Schuld und Haftung, S. 50 ff.; 

vgl. entsprechend zu „Obligatio“ und „Liability“: Zimmermann, The Law of Obligations, 

S. 5. 
13 von Gierke, Schuld und Haftung, S. 76 f.; vgl. Kaser, Römisches Privatrecht I, 

S. 129 ff. 
14 Vgl. von Gierke, Schuld und Haftung, S. 76 f., 97; von Thur, Allgemeiner Teil, S. 325. 
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Bezug zu einem konkreten Fall und kann daher allenfalls Abwägungstenden-

zen angeben oder die Berücksichtigung bestimmter Interessen generell aus-

schließen. 

Eine Pflicht ge- oder verbietet aber immer ein konkretes Verhalten einer 

bestimmten Person und kann daher nur im konkreten Einzelfall geprüft, statu-

iert und durchgesetzt werden. Dazu hält der Staat einen Organisationsapparat 

aus getrennten, aber auch miteinander verflochtenen Prüfstellen bereit, auf die 

die Prüfung von Pflichten im Einzelfall verteilt ist. Die Prüfung kann dabei im 

Hinblick auf ihren Umfang völlig unterschiedlich ausgestaltet sein: von einer 

einmaligen, oberflächlichen Prüfung mit geringem Ermittlungsaufwand und 

Beschränkung auf bestimmte Interessen bis hin zur vollständigen Erforschung 

und Prüfung aller Belange, die ein Sachverhalt aufwirft, mit mehrmaliger Wie-

derholung der Prüfung oder einzelner Teile in verschiedenen Instanzen. 

Die Prüfung seitens einer staatlichen Stelle ist erforderlich, wenn eine Haf-

tungsentscheidung mit Gewalt gegen den Willen eines Beteiligten durchgesetzt 

werden soll. Im Regelfall dürfen die Beteiligten selbst nämlich keine Gewalt 

anwenden, um ihre Position durchzusetzen, ohne selbst dafür sanktioniert zu 

werden und selbst zu haften.15 Oft wären sie dazu auch selbst gar nicht in der 

Lage. Staatliche Stellen müssen hierbei also die Aktivseite der Haftungsent-

scheidung unterstützen und prüfen die Entscheidung daher zuvor. 

IV. Private Prüfstellen 
IV. Private Prüfstellen 

An der staatlichen Prüfung, ob im konkreten Fall eine Pflicht besteht oder 

nicht, wirken private Beteiligte mit, die das staatliche Verfahren oft erst initi-

ieren, vorbereiten oder erst für sich selbst die Haftungsfrage prüfen müssen. 

Ein solches Initiativrecht zur staatlichen Pflichtenprüfung beinhaltet das Kon-

strukt Anspruch mit den Rollen des Gläubigers und des Schuldners als private 

Verfahrenshelfer. Die Gläubigerposition vereint dabei zwei Befugnisse: die 

Befugnis, eine Forderung in einem Verfahren – gerichtlich oder außergericht-

lich – durchzusetzen und die Befugnis, eine geschuldete Leistung zu empfan-

gen. Entsprechend beinhaltet die Schuldnerposition die Pflicht, in einem Ver-

fahren die Passivseite zu repräsentieren sowie die Pflicht, die geschuldete Leis-

tung zu erbringen. Diese Positionen werden häufig dem Interessenträger und 

dem Pflichtadressaten zukommen, da sie in der Regel die größte Motivation 

haben, das Verfahren durchzuführen. Zwingend ist das aber nicht: Auch andere 

Beteiligte, die ausreichend motiviert oder fähig sind, können die Position als 

Gläubiger oder Schuldner innehaben.16 

 
15 Näher Aiwanger, Kohlhaas’ Kapsel oder: Private Vollstreckung zwischen Selbsthilfe 

und Selbstjustiz, S. 15 ff. 
16 Vgl. Bucy, Private Justice, S. 13 ff. zu einigen Modellen privater Durchsetzung eigener 

und fremder Interessen. 
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So können etwa in Haftungsketten mehrere Forderungen und damit Gläubiger- und Schuld-

nerpositionen hintereinandergeschaltet sein und die Haftung wird durch Regress bzw. Frei-

stellung weitergegeben. Alle Zwischenglieder der Kette sind dann hinsichtlich desselben 

Forderungsinhalts sowohl Schuldner als auch Gläubiger. Nur der hinterste Gläubiger in der 

Kette ist auch der materiell begünstigte Interessenträger, der vorderste Schuldner auch der 

materiell belastete Pflichtadressat. Typisch sind solche Haftungsketten, wenn Schadensver-

sicherungen nach außen als Gläubiger auftreten und ihrerseits dem Geschädigten als Letzt-

gläubiger die Leistung vorschießen.17 Auch in Organisationsgefügen kann eine Außenhaf-

tung nach innen durchgereicht werden – zum Beispiel an den Vorstand einer Aktiengesell-

schaft18 oder an einen Arbeitnehmer19 oder auch nur an den Fahrer eines Kfz, dessen Halter 

nach außen haftet20. 

Der Sinn solcher Haftungsketten liegt darin, Insolvenzrisiken und Verfahrens-

risiken zu verteilen. Der Interessenträger vertraut möglicherweise auf die Sol-

venz, genauer gesagt auf die zur Verfügung stehende Haftungsmasse eines be-

stimmten Beteiligten. Wenn dieser Beteiligte allerdings gar nicht der Letztbe-

lastete einer Haftung ist, so kommt er dennoch als Schuldner des Interessen-

trägers in Betracht, um dessen Vertrauen in die vorhandene Haftungsmasse zu 

schützen.21 Auch abgesehen von seinem konkreten Vertrauen kann ein Interes-

senträger dadurch besonders geschützt werden, dass er einen oder mehrere zu-

sätzliche Schuldner und damit zusätzliche Haftungsmassen erhält. Auf den 

Letztbelasteten und in der Kette hinter „seinem“ Schuldner stehende Schuldner 

kann der Interessenträger erst im Wege der Forderungspfändung zugreifen. 

Verfahrensrisiken beinhalten das Risiko und die Last, die damit verbunden ist, 

Informationen über den Letztbelasteten zu erlangen, um sich an ihn wenden zu 

können. Wenn diese Last besonders schwer oder untragbar ist, steht dem Inte-

ressenträger oft ein Ersatzschuldner zur Verfügung, der dann das Informations-

risiko hinsichtlich des Letztbelasteten trägt. Aber auch zum Schutz des letzt-

belasteten Haftungsadressaten können andere Schuldner als Zwischenglieder 

eingeschaltet sein, um ihm das Insolvenzrisiko für eine etwaige Rückabwick-

lung und die Verfahrenslast abzunehmen, die damit verbunden ist, dass er 

ebenfalls Informationen beschaffen oder seine Interessen einbringen muss.22 

 
17 Vgl. etwa § 86 Abs. 1 S. 1 VVG; ferner die Versicherungsfunktion des Arbeitgebers 

nach § 6 Abs. 1 EFZG. 
18 Etwa nach § 93 Abs. 2 S. 1 AktG; dazu Habersack, Managerhaftung, S. 32. 
19 Etwa nach § 619a i. V. m. § 280 Abs. 1 BGB oder § 426 BGB, freilich jeweils modifi-

ziert durch die Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensausgleichs; Fischinger, in: Stau-

dinger, BGB, § 619a Rn. 95. 
20 Etwa nach §§ 426, 840 Abs. 3 (analog) BGB. 
21 Vgl. Larenz/Canaris, Schuldrecht – Besonderer Teil 2, S. 247 zum Bereicherungsaus-

gleich in Leistungsketten; vgl. auch die mögliche Haftung des Vertretenen im Außenverhält-

nis trotz unbefugten Vertreterhandelns – sei es kraft Rechtsscheins oder kraft Ausdehnung 

des Umfangs einer bestehenden Vertretungsmacht. 
22 Vgl. Larenz/Canaris, Schuldrecht – Besonderer Teil 2, S. 247 zum Bereicherungsaus-

gleich in Leistungsketten. 
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Denkbar ist auch, dass der geschützte Interessenträger selbst gar nicht als 

Gläubiger auftritt, auch nicht am Ende einer Haftungskette. Zum Beispiel 

bleibt dem Opfer einer Straftat eine Teilhabe an der strafrechtlichen Haftung – 

etwa einer Geldstrafe – vorenthalten, obwohl die Strafe auch im Interesse des 

Opfers verhängt wird. Letztgläubiger ist hier allein der Fiskus. 

 

Der Einfachheit halber wollen wir etwaige Zwischenglieder einer Haftungs-

kette im weiteren Verlauf meist ausblenden und die Haftung auf das Verhältnis 

zwischen zwei Figuren reduzieren: SHYLOCK und ANTONIO. Statt konkreter 

Personen handelt es sich dabei um Rollennamen. Die Rolle des SHYLOCK steht 

für jeden potenziellen Haftungsbegünstigten, für die Gesamtheit haftungsge-
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schützter Interessen. Die Rolle des ANTONIO steht für jeden potenziellen Haf-

tungsbelasteten, für die Gesamtheit der Interessen, die einer Pflicht weichen 

müssen. Als wechselnde Rollen beziehen sie sich nicht nur auf bestehende, 

sondern auch auf frühere und künftige Haftungsverhältnisse. Um dennoch eine 

Orientierung anhand der gängigen Terminologie zu ermöglichen, werden wir 

die beiden Antagonisten weiterhin plakativ als Gläubiger und Schuldner apo-

strophieren: Der Gläubiger SHYLOCK und der Schuldner ANTONIO verkörpern 

damit den Interessenkonflikt, der allen Versuchen zugrunde liegt, Vermögen 

der Haftung zu entziehen. 

 

Zusammenfassung 

Zum Schutz von Interessen steuert die Rechtsordnung menschliches Verhalten 

mittels Pflichten, deren Einhaltung der Staat kontrolliert, indem er auf Pflicht-

verstöße mit Bestrafung und Belohnung sowie deren Androhung bzw. Verspre-

chen reagiert. Die Hauptrollen in dieser Konstellation spielen der Haftungsbe-

günstigte, dessen Interessen es sind, die von einer Pflicht geschützt sind, und 

der Haftungsbelastete, dessen Verhalten es ist, das von der Pflicht gesteuert 

wird. In Nebenrollen können auftreten: Staatliche Instanzen, die Pflichten und 

Verhalten prüfen sowie ggf. auf Pflichtverstöße reagieren; daneben private 

Verfahrenshelfer, die eine Prüfung und Reaktion einleiten und unterstützen. 
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